
Bundessozialgericht I m N a m e n d e s V o l k e s

- 42/5 BK 69/75 —

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigte: ............................

g e g e n

.............OOOOOOOOOOOOOOOOO0.0......COOOOOOOODOI

Beklagte und Revisionsbeklagte,

beigeladen:

oonoooooooooooooooooo....—....oo...cooooooooooooooc

Der 42. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 19. Februar 4976 durch

den Vorsitzenden Richter Dr. H e u B n e r ,
die

Richter Dr. F r i e d e r i c h s und

Dr. R e i n h o l d sowie die ehrenamtlichen

Richter H a u s e n und S c h ö n f e l d

für Recht erkannt:
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Auf die Sprungrevision der Klägerin werden das Urteil des

Sozialgerichts Itzehoe vom 4. August 1975 und der Bescheid

der Beklagten vom 24. Oktober 1974 in der Gestalt des

Widerspruchsbescheids vom 17. Dezember 1974 aufgehoben.

Die Beklagte wird verurteilt, der Kläger die ab

1. Mai 1972 entrichteten Beitragsanteile zur Angestellten—

versicherung für die Beschäftigung ihres Vorstandsmitglieds

P zu erstatten.

Es wird festgestellt, daß die Klägerin über den von der
Erstattung erfaßten Zeitraum hinaus keine Beitragsanteile

zur Angestelltenversicherung für die Tätigkeit ihres Vor-

standsmitglieds P an die Beklagte zu entrichten hat.

Die Beklagte und die Beigeladene haben der Klägerin deren

außergerichtliche Kosten der beiden Rechtszüge als Gesamt—

schuldner zu erstatten. Im übrigen sind keine Kosten zu
erstatten.

G r ü n d e :

Die Beteiligten streiten darüber, ob die Klägerin für ihr

Vorstandsmitglied Otto P (P.), dem die beigeladene

Bundesversicherungsanstalt für Angestellte (BfA) ab
1. Mai 1972 Altersruhegeld gewährt, den Arbeitgeberbeitrag

zur Angestelltenversicherung (AnV) nach 5 115 des
Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG) zu entrichten hat.

P., der seit dem 1. Juli 1967 Vorstandsmitglied der

Klägerin ist, entrichtete vom 1. Juli bis 31. Dezember 1967

für sich freiwillige Beiträge zur AnV. Vom 1. Januar 1968

an bis zum 50. April 1972 entrichtete die Klägerin für P.

Pflichtbeiträge zur AnV, danach gemäß 5 115 AVG die Arbeit—
geberanteile.
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Mit Schreiben vom 24. März 4974 forderte die Klägerin von der

Beklagten, sie von der weiteren Beitragszahlung für P. zu
befreien und ihr die zuviel gezahlten Arbeitgeberanteile

zurückzuerstatten. Hierauf stellte die Beklagte mit Bescheid

vom 24. Oktober 4974 fest, gemäß 5 6 Abs. 4 Nr. 4 AVG bestehe

ab 4. Mai 4972 Versicherungsfreiheit zur AnV, jedoch habe die

Klägerin nach % 445 AVG die Arbeitgeberanteile für den Renten—

empfänger über den 4. Mai 4972 hinaus weiter zu entrichten.

Widerspruch und Klage sind erfolglos geblieben (Widerspruchs—

bescheid vom 47. Dezember 4974; Urteil des Sozialgerichts -SG—

Itzehoe vom 4. August 4975). Das SG hat die Sprungrevision

zugelassen.

Mit schriftlicher Zustimmung der Beklagten und der Beigelade-

nen hat die Klägerin gegen das Urteil des SG Sprungrevision

eingelegt. Sie rügt eine Verletzung des 5 445 AVG und des

Art. 5 Abs. 4 des Grundgesetzes (GG).

Die Klägerin beantragt,

das Urteil des SG Itzehoe vom 4. August 4975

und den Bescheid der Beklagten vom 24. Oktober

4974 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids

vom 47. Dezember 4974 aufzuheben, die Beklagte

zu verurteilen, ihr die ab 4. Mai 4972 ent-

richteten Beitragsanteile zur AnV für die

Beschäftigung des Vorstandsmitglieds P. zu

erstatten und ferner fest2ustellen, daß sie

über den von der Erstattung erfaßten Zeitraum

hinaus keine Beitragsanteile zur AnV für die

Tätigkeit des Vorstandsmitglieds P. an die

Beklagte zu entrichten hat.

Die Beklagte und die Beigeladene beantragen,

die Sprungrevision der Klägerin zurückzuweisen.
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Die Beteiligten haben sich nach 5 424 Abs. 2 des Sozial—

gerichtsgesetzes (SGG) damit einverstanden erklärt, daß der

Senat ohne mündliche Verhandlung durch Urteil entscheidet.

II

Die Sprungrevision der Klägerin ist begründet. Das Urteil des

SG und der Bescheid der Beklagten in der Gestalt des Wider—

spruchsbescheids sind aufzuheben. Die Beklagte hat der Klägerin

die ab 4. Mai 4972 entrichteten Beitragsanteile zur AnV für

die Beschäftigung ihres Vorstandsmitglieds P. zu erstatten.

Ferner ist festzustellen, daß die Klägerin über den von der

Erstattung erfaßten Zeitraum hinaus keine Beitragsanteile

zur AnV für die Tätigkeit ihres Vorstandsmitglieds P. an die

Beklagte zu entrichten hat.

Der Klägerin steht ein Rückforderungsanspruch auf die von
ihr entrichteten streitigen Beitragsanteile gegen die Beklagte

als Einzugsstelle gemäß 55 446 Abs. 4, 447 Abs. 2 AVG zu.
Nach dem Wortlaut des 5 446 Abs. 4 AVG können "Beiträge",

die zu Unrecht entrichtet sind, binnen zwei Jahren nach

Ablauf des Kalenderjahres der Entrichtung zurückgefordert

werden. Damit ist ersichtlich der jeweilige volle Beitrag

gemeint, der sich aus dem Arbeitgeber— und Versichertenanteil

zusammensetzt. Wird der Rückforderungsanspruch — wie hier —
auf den Arbeitgeberanteil beschränkt, findet dieses Verlangen

ebenfalls in 5 446 Abs. 4 AVG seine Stütze. Wenn schon der

gesamte Beitrag nach 5 446 Abs. 4 AVG zurückgefordert werden

kann, gilt dies um so mehr, wenn der Rückforderungsanspruch sich

allein auf einen Beitragsanteil des Arbeitgebers beschränkt.

Für die Rückzahlung ist die Beklagte zuständig. Allerdings

fehlt im Gesetz hierzu eine ausdrückliche Regelung. Diese

Lücke läßt sich jedoch im Wege der Analogie zu 5 447 Abs. 2

Satz 4 AVG schließen. In 5 447 Abs. 4 Satz 4 Nr. 2 und
Abs. 2 Satz 4 AVG ist bestimmt, welche Stelle für die
Rückzahlung zu Unrecht entrichteter Beiträge (5 446 AVG)
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zuständig ist. Die beigeladene BfA ist für die Rückzahlung zu
Unrecht entrichteter Beiträge zuständig, "soweit sie nach

Antragstellung von Rente von ihr beanstandet werden oder durch

Verwendung von Beitragsmarken entrichtet sind". Diese Vor—

aussetzungen für die Zuständigkeit der beigeladenen BfA fehlen
im Falle der Klägerin. Allerdings trifft auch die Zuständig—

keitsregelung des 5 447 Abs. 2 Satz 4 AVG auf den Fall der
Klägerin nicht unmittelbar zu. Denn nach dieser Vorschrift

ist die Einzugsstelle "für die Fälle zuständig, in denen die
Versicherungskarte noch nicht aufgerechnet ist”. Indes geht

diese Zuständigkeitsregelung davon aus, daß ein Rentenantrag

noch nicht gestellt ist (vgl. Koch/Hartmann/von Altrock/Fürst,

AVG, Bd. IV a % 447 B I, S. V 896). Diese Fallgestaltung ähnelt
derjenigen des hier zu entscheidenden Falles, in dem dem

Wesen der Sache nach ein Rentenantrag schlechthin ausgeschlossen

ist. Denn aus den von der Beklagten nach %5 443, 424 AVG eingew

zogenen Beitragsanteilen des Arbeitgebers — hier der Klägerin —
erwachsen der Beigeladenen keine Leistungsverpflichtungen.

Vielmehr handelt es sich um Beitragsanteile, die für den
Versicherten wirkungslos und daher ohne Einfluß auf eine

Rente bleiben. Auf diese Beitragsanteile kann kein Rentenantrag

wirksam gestützt werden. Es handelt sich insoweit um verlorene

Beitragsanteile. Dies rechtfertigt es, 5 447 Abs. 2 Satz 4 AVG

auf den Fall der Klägerin entsprechend anzuwenden. Damit ist

die Beklagte als Einzugsstelle für den Rückforderungsanspruch

der Klägerin zuständig.

Die Klägerin hat diesen Anspruch fristgerecht binnen zwei

Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres der Entrichtung

(@ 446 Abs. 4 AVG) erhoben. Sie hat nämlich die Beitragsanteile

ab 4. Mai 4972 mit Schreiben vom 24. März 4974 von der Beklagten

zurückgefordert.

Der Rückforderungsanspruch selbst ist auch begründet. Denn die

Klägerin hat die Beitragsanteile zur AnV für die Tätigkeit

ihres Vorstandsmitglieds P. seit dem 4. Mai 4972 zu Unrecht

entrichtet. Entgegen der Auffassung der Beklagten und der

_ 6 -JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Beigeladenen war die Klägerin nicht verpflichtet, gemäß 5 445 AVG

den Arbeitgeber—Beitragsanteil zu entrichten, nachdem die Beige—

ladene dem Vorstandsmitglied P. Altersruhegeld vom 4. Mai 4972

an gewährte. % 445 AVG ist auf Vorstandsmitglieder einer Aktien—

gesellschaft nicht anzuwenden.

Die Beklagte und die Beigeladene möchten die Pflicht der Klägerin,

Arbeitgeberanteile zur AnV ab 4. Mai 4972 zu entrichten, daraus

herleiten, daß das Vorstandsmitglied P. seit dem 4. Mai 4972

Altersruhegeld aus der AnV bezieht und nach 5 6 Abs. 4 Nr. 4

AVG solche Personen vom Rentenbeginn an versicherungsfrei sind.

Dafür mag der Wortlaut des 5 445 Satz 4 AVG sprechen, wenngleich

es zweifelhaft sein kann, ob P. unmittelbar nach 5 6 Abs. 4

Nr. 4 AVG versicherungsfrei ist. P. ist als Vorstandsmitglied

einer Aktiengesellschaft für Zeiten nach dem 54. Juli 4969

lediglich kraft einer Fiktion versicherungspflichtig. Es heißt

nämlich in Art. 2 5 5 b Satz 2 des Angestelltenversicherungs—Neu—

regelungsgesetzes (AnVNG): "Personen, für die Beiträge entrichtet

sind, die nach Satz 4 Pflichtbeiträgen gleichstehen, gelten für

Zeiten nach dem 54. Juli 4969, in denen sie Mitglied des Vor—

stands einer Aktiengesellschaft sind, als versicherungspflichtig."

Dies könnte die Erwägung nahelegen, daß ein Vorstandsmitglied

einer Aktiengesellschaft, das Altersruhegeld bezieht, lediglich

in entsprechender Anwendung des 5 6 Abs. 4 Nr. 4 AVG als ver—
sicherungsfrei anzusehen ist. Indes kann dies auf sich beruhen.

Jedenfalls ist nach dem Sinn und Zweck des 5 445 Satz 4 AVG

diese Vorschrift auf Empfänger von Altersruhegeld, die zugleich
Vorstandsmitglied einer Aktiengesellschaft sind, nicht anzuwenden.

Der Sinn und Zweck der Regelung des % 445 Satz 4 AVG, den Arbeit-

geber, der einen nach 5 6 Abs. 4 Nr. 4 AVG versicherungsfreien

Empfänger von Altersruhegeld beschäftigt, mit dem Arbeitgeber—

anteil des Rentenversicherungsbeitrags zu belasten, den er ent—

richten müßte, wenn der Beschäftigte versicherungspflichtig

wäre, ist vornehmlich wirtschafts—, arbeitsmarkt— und sozial-

politisch begründet. Der Arbeitgeber, der Altersruhegeldempfänger

beschäftigt, soll gegenüber solchen Arbeitgebern, die voll

versicherungspflichtige Arbeitnehmer beschäftigen, keinen Wettbewerbs—

vorteil dadurch erlangen, daß er von der Entrichtung des Arbeit—
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geberanteils freigestellt ist. Es soll so dem arbeitsmarkt—
politisch unerwünschten Ergebnis entgegengewirkt werden, offene

Stellen aus Kostengründen vorzugsweise mit Altersruhegeld—

empfängern zu besetzen. Dies hätte nämlich die Folge, daß

Personen, die kein Altersruhegeld beziehen und deshalb nicht

versicherungsfrei sind, für den Arbeitgeber eine höhere

Kostenbelastung darstellen. Sie wären dann aus diesem Grund

als Arbeitnehmer gegenüber dem Altersruhegeldempfänger weniger

gefragt, eher arbeitslos und damit auf Arbeitslosengeld oder

—hilfe angewiesen. Dem Arbeitgeber wird durch die ihm aufer—
legte anteilige Beitragsentrichtung der Anreiz genommen, Altersu

rentner nur wegen ihrer Versicherungsfreiheit und der damit

grundsätzlich verbundenen Beitragsfreiheit zu beschäftigen.

Dies hat das Bundesverfassungsgericht anläßlich der ver—
fassungsrechtlichen Überprüfung des 5 115 AVG aF in seinem

Beschluß vom 16. Oktober 1962 — 2 BVL 27/60 — (BVerfGE 14,

512, 519 f = SozR Nr. 1 zu Art. 108 GG, Bl. Ab 1) ausgesprochen
(vgl. auch BSGE 22, 288, 291 = SozR Nr. 1 zu 5 115 AVG).

Wenn auch 5 115 AVG aF durch Art. 1 € 2 Nr. 56 des Renten—

versicherungs—Änderungsgesetzes vom 9. Juni 1965 (BGBl I 746)

mit Wirkung vom 1. Juli 1965 gestrichen wurde, trägt der Senat

dennoch keine Bedenken, diese Wertung auch auf den jetzigen

@ 115 Satz 1 AVG zu übertragen, der der Sache nach mit 5 115

AVG aF übereinstimmt und mit Wirkung vom 1. Januar 1968 an
durch Art. 1 5 2 Nr. 14 des Finanzänderungsgesetzes 1967 vom

21. Dezember 1967 (BGBl I 1259) in das AVG eingefügt werden ist.

Auch in der Literatur wird dem 5 115 Satz 1 AVG die bezeichnete

wirtschafts—,arbeitsmarkt— und sozialpolitische Motivation zu—
geschrieben (Eicher/Haase/Rauschenbach/Nordhorn/Laufer, Die
Rentenver$icherung der Arbeiter und Angestellten, 5. Aufl. 1975,

5 1586, Anm. 2; Hanow/Lehmann/Bogs, 4. Buch der EVO, 5 1586,
Anm. 1, 2, 5.Lieferung März 1969; Verbandskomm.‚ EVO 5 1586,
Anm. 1, 5, 9. Ergänzung 1. Oktober 1968; zweifelnd: Koch/

Hartmann/von Altrock/Fürst, aaO, S 115 II).

Gerade die wirtschafts—,arbeitsmarkt- und sozialpolitische

Zwecksetzung des 5 115 Satz 1 AVG geht davon aus, daß es
für die davon betroffenen abhängig Beschäftigten einen
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Arbeitsmarkt gibt. Für die überwiegende Zahl aller abhängig

Beschäftigten ist das der Fall. Dies trifft aber nicht auf

die verhältnismäßig kleine Gruppe von Angestellten zu, die

Vorstandsmitglieder einer Aktiengesellschaft sind. Sie stehen

außerhalb des üblichen Arbeitsmarktes. Bei aller Verschiedenheit

in Größe, Wirtschaftskraft und Bedeutung von Aktiengesellschaften

und damit auch der Stellung der jeweiligen Vorstandsmitglieder

ist doch als Gemeinsamkeit bei allen Aktiengesellschaften und

deren Vorstandsmitgliedern festzustellen, daß derartige Spitzen-

stellungen der Wirtschaft nicht unter arbeitsmarkt— und sozial—

politischen Gesichtspunkten besetzt zu werden pflegen. Im

Rentenversicherungsrecht ist der Sonderstellung von Vorstands—

mitgliedern von Aktiengesellschaften gegenüber allen anderen

abhängig beschäftigten Angestellten dadurch Rechnung getragen

worden, daß die Mitglieder des Vorstands einer Aktiengesellschaft

nach 5 5 Abs. 4 a AVG vom 4. Januar 4968 an nicht mehr zu den

Angestellten des Absatz 4 des & 5 AVG "gehören". Insofern werden

sie wegen ihrer Sonderstellung nicht wie andere abhängig Be—

schäftigte als wirtschaftlich und sozial schutzbedrüftig ange—

sehen. Sie stehen aus diesem Grund außerhalb der AnV (BSGE 56,

464, 465, 467 = SozR Nr. 23 zu 5 5 AVG; BSGE 56, 258, 259 ff =
SozR Nr. 24 aaO).

Dieses dem Grundgedanken des S 445 Satz 4 AVG entnommene
Ergebnis wird zusätzlich noch von folgender Erwägung getragen.

Die Voraussetzungen des 5 445 Satz 4 AVG könnten allenfalls

bei solchen Vorstandsmitgliedern einer Aktiengesellschaft

— wie hier P. — erfüllt sein, für die Beiträge für Zeiten nach

dem 54. Juli 4969 entrichtet worden sind und für die Beiträge,

die zwischen dem 4. Januar 4968 und dem 54. Juli 4969 in der

Annahme der Versicherungspflicht entrichtet wurden, nicht bis

zum 54. Dezember 4969 zurückgefordert worden sind. Nur diese

"gelten" nach der Übergangsregelung des Art. 2 @5 b AnVNGals
versicherungspflichtig. Demnach wäre ein Arbeitgeber nur bei der

Beschäftigung eines Altersruhegeldempfängers als Vorstandsmitglied

einer Aktiengesellschaft, der zu der verhältnismäßig kleinen

Gruppe der fiktiv versicherungspflichtigen Vorstandsmitglieder
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nach Art. 2 5 5 b AnVNGgehört, gehalten, nach 5 115 Satz 1 AVG
den Arbeitgeberanteil zur AnV zu entrichten, während er bei der

Beschäftigung aller anderen, nicht zu der Sondergruppe des

Art. 2 5 5 b AnVNG gehörigen Vorstandsmitglieder von einer

derartigen Leistungsverpflichtung freigestellt wäre. Ein

solches Ergebnis wäre aber mit der in 5 115 Satz 1 AVG enthal—

tenen Grundvorstellung nicht vereinbar, die den Arbeitgeber,

der Altersruhegeldempfänger beschäftigt, durch die Freistellung

von der anteiligen Beitragsentrichtung nicht bevorzugt, aber

auch — was hier entscheidend ist — den Beschäftigten selbst

nicht benachteiligt. Der zur Sondergruppe des Art. 2 5 5 b

AnVNG gehörige Beschäftigte wäre nämlich gegenüber allen anderen

als Vorstandsmitglieder einer Aktiengesellschaft beschäftigten

Altersruhegeldempfängern dadurch benachteiligt, daß seine

Beschäftigung für den Arbeitgeber mit einer anteiligen Beitrags—

last verbunden wäre. Dies könnte aber den Arbeitgeber bestimmen,

von der Beschäftigung eines solchen Altersruhegeldempfängers

als Vorstandsmitglied einer Aktiengesellschaft abzusehen.

Für den hier zu entscheidenden Fall bleibt daher festzuhalten:

Die Beklagte war nicht berechtigt, von der Klägerin zu ver—
langen, daß sie für die Tätigkeit ihres Vorstandsmitglieds P.

seit dem 1. Mai 1972 Beitragsanteile zur AnV entrichtete.

Diese Beitragsanteile fordert die Klägerin von der Beklagten
zutreffend als zu Unrecht entrichtet zurück.

Auch dem weiteren Antrag der Klägerin festzustellen, daß sie

über den von der Erstattung erfaßten Zeitraum hinaus keine
Beitragsanteile für die Tätigkeit ihres Vorstandsmitglieds P.

zur AnV an die Beklagte zu entrichten hat, ist stattzugeben.

Das Begehren hat die Feststellung des Bestehen oder Nichtbestehen

eines Rechtsverhältnisses (5 55 Abs. 1 Nr. 1 SGG) — ein auf die

Entrichtung von Beitragsanteilen gerichtetes Rechtsverhältnis —
zum Gegenstand. Die Klägerin hat dafür ein Feststellungs-

interesse. Es ist nämlich auch für die Zukunft klarzustellen,

daß die Beklagte von ihr keine Beitragsanteile aus Anlaß der

Tätigkeit des Vorstandsmitglieds P. nach 5 115 AVG zu fordern
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berechtigt ist. Dafür sind dieselben Gründe wie für den Rück-

forderungsanspruch der Klägerin maßgebend.

Da die Vorschrift des 5 145 AVG in dem hier zu entscheidenden

Fall nicht anzuwenden ist, erübrigt es sich, auf die Rüge der

Klägerin einzugehen, % 415 AVG sei mit dem verfassungsmäßig

verbürgten Gleichheitssatz des Art. 5 Abs. 4 GG unvereinbar.

Die Kostenentscheidung folgt aus 55 495, 494 SGG»

Dr. Heußner Dr. Reinhold Dr. Friederichs
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